
„Splitterbomben“ 

Nr. 004/05 

 „Fälscher am Werk!“

Liest man die Präambel des Grundgesetzes und dessen Artikel  139 und  146 im Zusammenhang,
wird  deutlich,  daß  die  „Verfassung“  der  Bundesrepublik  Deutschland  eine  in  feierliche  Form
gekleidete gedruckte Lüge ist.
Artikel  139  GG verlautbart  den  als  „Befreiungsgesetz“  fehlbezeichneten  Siegerwillen.  Danach
werden  die  zur  „Befreiung  des  deutschen  Volkes  vom  Nationalsozialismus  und  Militarismus“
erlassenen „Rechtsvorschriften“  von den Bestimmungen des Grundgesetzes nicht berührt, d.h. sie
gehen allen Bestimmungen des Grundgesetzes vor.
Daß das Grundgesetz keine Verfassung ist – schon gar nicht die Verfassung des Deutschen Volkes,
durch die dieses erst als Staat existieren würde – ist in Artikel 146 GG unmittelbar ausgesprochen.
Dieser lautet: 

„Dieses Grundgesetz ......verliert seine Gültigkeit an dem  Tage, an dem eine
Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entscheidung
beschlossen worden ist.“

Dieser Artikel wurde auf Vorschlag von Prof. Carlo Schmid in das Grundgesetz aufgenommen und
bei der „Wiedervereinigung“ 1990 vom Bundestag noch einmal ausdrücklich bestätigt. Er straft die
Präambel dieses „Befreiungswerkes“ Lügen. Diese lautet im wesentlichen:

„....  hat  sich  das  Deutsche  (in  Großschreibung!)  Volk  kraft  seiner
verfassunggebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.…

Was anderes als eine regierungsamtliche Täuschung  ist es, wenn die Bundesregierung auf ihrer
Internetseite das Grundgesetz als die „gesamtdeutsche Verfassung“ ausgibt? Wir lesen:

(http://www.bundesregierung.de/Gesetze-,4221/.htm) 

„Trotz dieses ursprünglich provisorischen Charakters hat sich das Grundgesetz
im  Laufe  der  Geschichte  der  Bundesrepublik  als  Verfassung  gefestigt  und
bewährt.

Mit dem Vollzug der staatlichen Einheit Deutschlands am 3.10.1990 ist es durch
die  souveräne  und  bewusste  Entscheidung  der  deutschen  Bevölkerung  (das
Deutsche Volk erscheint gar nicht mehr! Eine „Bevölkerung“ kann aber keine
Verfassung beschließen!/HM)  zur gesamtdeutschen Verfassung geworden.“.

Nun ist im Zuge der Einverleibung der DDR in die OMF-BRD gerade Artikel 146 GG neu
gefaßt und dadurch sein Geltungswille bestätigt worden, nämlich wie folgt: 

Artikel 146 [Geltungsdauer des Grundgesetzes] 

Dieses  Grundgesetz,  das  nach  Vollendung  der  Einheit  und  Freiheit
Deutschlands für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an
dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in
freier Entscheidung beschlossen worden ist. 
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Die in Fettdruck hervorgehobenen Wörter sind mit der Annahme des Einigungsvertrages durch
den Bundestag  eingearbeitet  worden.  Es  ist  dieser  Text,  der  die  Regierung der  Täuschung 
überführt.

Wie  bereits  ausgeführt  vertritt   das  „Bundesverfassungsgericht“  fortgesetzt  den  richtigen
Standpunkt,  daß  das  Deutsche  Reich  weder  in  der  militärischen  Niederlage  1945  noch  später
untergegangen, sondern durch die Gewalt der Sieger handlungsunfähig gemacht worden  sei, aber 
als Subjekt des Staats- und Völkerrechts fortbestehe (zuletzt BVerfGE 36, 1 ff.).

Die an dieser Entscheidung beteiligten Richter wirkten aber ihrerseits an dem Täuschungsmanöver
bezüglich der Rechtsnatur der Bundesrepublik Deutschland mit. 

Es heißt darin (S. 79):

Mit der Errichtung der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht ein neuer
westdeutscher  Staat  gegründet,  sondern  ein  Teil  Deutschlands  neu
organisiert  (vgl.  Carlo  Schmid  in  der  6.  Sitzung  des  Parlamentarischen
Rates  -  StenBer.  S.  70).  Die  Bundesrepublik  Deutschland  ist  also nicht
"Rechtsnachfolger" des Deutschen Reiches, sondern als Staat identisch mit
dem Staat "Deutsches Reich", - in bezug auf seine räumliche Ausdehnung
allerdings  "teilidentisch",  so  daß  insoweit  die  Identität  keine
Ausschließlichkeit beansprucht.

Wie kann eine „Organisationsform einer Modalität der Fremdherrschaft“ mit dem Deutschen Reich
identisch sein? 

Wenn man einem Hund einen Maulkorb aufsetzt, sagt man dann, der Maulkorb sei identisch mit
dem Hund? 

Der Lehrer des Staats- und Völkerrechts Prof. Dr. Otto Kimminich führt in seiner Einführung in das
Völkerrecht[7] aus:

„Die Frage, unter welchen Voraussetzungen von einem Staat gesprochen werden
kann,  beantwortet  die  Völkerrechtstheorie  in  Anlehnung  an  die  Allgemeine
Staatslehre, in der sich seit Beginn des 20. Jahrhunderts die sogenannte Dreiele-
mentelehre  durchgesetzt  hat.  Danach  besteht  ein  Staat  dann,  wenn  die  drei
Elemente  Volk,  Gebiet  und  Staatsgewalt  in  einem  entsprechenden
Zusammengehörigkeitsverhältnis  vorhanden  sind.  So  könnte  z.B.  ein
Nomadenstamm niemals als Staat anerkannt werden, weil ihm ein festes Gebiet
fehlt.  Ein  menschenleeres  Gebiet  kann  ebenfalls  keinen  Staat  darstellen.  Die
Rechtsmacht  einer  internationalen  Organisation  kann  selbst  dann,  wenn  sie
stärker  ist  als  diejenige  der  meisten  Staaten,  nicht  zur  Charakterisierung der
betreffenden  Organisation  als  Staat  führen,  weil  die  Elemente  „Volk"  und
„Gebiet"  fehlen.  Wichtig  ist  schließlich  die  Zusammengehörigkeit  der  drei
Elemente. Es muß sich um die Staatsgewalt des auf dem betreffenden Gebiet
lebenden Volkes handeln. Andernfalls existiert  dort kein Staat, sondern eine
Fremdherrschaft, wie im Falle einer Kolonie. Jedoch darf das Erfordernis der
Zusammengehörigkeit  der  drei  Elemente  des  Staatsgebiets  nicht  als
Legitimitätsforderung  mißverstanden  werden.  Das  Völkerrecht  ist,  wie  bereits
mehrfach ausgeführt, wertneutral und läßt Demokratien wie Diktaturen an seiner
Rechtsgemeinschaft teilhaben. Wichtig ist lediglich, daß die Staatsgewalt, die auf
einem bestimmten Gebiet ausgeübt wird, keine Gewalt eines fremden Staates
ist.  Dagegen ist  es  unerheblich,  in  welcher  Staats-  und Regierungsform diese
Staatsgewalt ausgeübt wird.“
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Nun  muß  man  dem  Bundesverfassungsgericht  sicherlich  keinen  Nachhilfeunterricht  über
Gegenstände erteilen, die – hoffentlich – jedem Deutschen Abiturienten geläufig sind. Gerade
die Banalität der „Dreielementelehre“ spricht für die Vermutung, daß die „Verfassungs“richter
wider besseres Wissen die Identität von Bundesrepublik und Deutschem Reich behaupten.

Was ein Staat ist, bestimmen nicht die Juristen. 

Sowenig der Arzt mit seinem medizinischen Wissen einen Patienten zeugen   kann, sowenig kann
ein Staatsrechtler mit seinen Theorien einen wirklichen Staat hervorbringen.

Was also ist ein Staat? Carlo Schmid gibt darauf folgende Antwort:

Man  muß  wissen,  was  man  will,  wenn  man  von  Staat  spricht,  ob  den  bloßen 
Herrschaftsapparat,  der auch einem fremden Gebieter zur Verfügung stehen  kann, oder
eine  lebendige  Volkswirklichkeit,  eine  aus  eigenem  Willen  in  sich  selber  gefügte
Demokratie. Ich glaube, daß man in einem demokratischen  Zeitalter von einem Staat im
legitimen  Sinne  des  Wortes  nur  sprechen  sollte,  wo  es  sich  um das  Produkt  eines  frei
erfolgten konstitutiven Gesamtaktes eines  souveränen Volkes handelt. Wo das nicht der Fall
ist, wo ein Volk sich unter  Fremdherrschaft und unter deren Anerkennung zu organisieren
hat, konstituiert  es sich nicht - es sei denn gegen die Fremdherrschaft selbst -, sondern es 
organisiert  sich  lediglich,  vielleicht  sehr  staatsähnlich,  aber  nicht  als  Staat  im 
demokratischen Sinn.“

Staat ist nach Carlo Schmid also „das Produkt eines frei erfolgten konstitutiven Gesamtaktes eines 
souveränen Volkes“.

Das Wort „Produkt“ ist hier außerordentlich störend. Der Töpfer formt den Ton zu einer Schale. Ist
diese fertig, gibt er sie weg, er bleibt. Oder umgekehrt: Der Töpfer geht, die Schale bleibt an ihrem
Ort. Zweifellos ist die Schale das Produkt des Töpfers. So aber wird es Carlo Schmid nicht gemeint
haben, wenn er den Staat als ein „Produkt eines souveränen Volkes“ bezeichnet. 

Der  Schlüssel  für  die  richtige  Deutung  seiner  Worte  ist  die  Wortgruppe  „lebendige
Volkswirklichkeit“. Diese ist Staat. Staat und Volkswirklichkeit sind identisch. 

Bei Hegel liest sich das so:

Die  politische Freiheit  eines  Volkes  besteht  darin,  einen  eigenen  Staat
auszumachen und, was als allgemeiner Nationalwille gilt, entweder durch
das  ganze  Volk  selbst  zu  entscheiden  oder  durch  solche,  die  dem  Volk
angehören und die es, indem jeder andere Bürger mit ihnen gleiche Rechte
hat, als die Seinigen anerkennen kann.[8]

Das Volk selbst ist es, das einen Staat ausmacht. Staat ist damit ausgesagt als Formbestimmtheit
eines Volkes. 

Es ist die (außen)politische Freiheit diejenige Formbestimmtheit, die ein Volk als Staat ausmacht.
Freiheit ist das Dasein des Willens (des praktischen Geistes), der sich selbst gehört, d.h. der nicht
von einem Willen abhängt, der er nicht selbst ist. [Der Wille des Diebes hängt in der Strafe nicht
von  fremdem  Willen  ab,  sondern  von  seinem  eigenen  vernünftigen   Willen.  Wird  ihm  sein
Eigentum gestohlen, ruft er am lautesten nach dem Scharfrichter! Als wegen Diebstahls Verurteilter 
ist er in  der Haft also frei, denn ihm geschieht nur das, was auch nach seinem Willen allgemein
dem Dieb widerfahren soll.] Staat ist also die Willensform eines Volkes, in der dieses frei ist.

Man kann es auch so ausdrücken: 
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Staat ist Volk in der Form der freien Willensfähigkeit,  d.h. in der Form, in der ein Volk seinen
eigenen Willen bilden und in Wirklichkeit setzen kann. Staat ist das Dasein der Freiheit. Wie aber
kann Freiheit mit Fremdherrschaft ein und dasselbe sein?

Wenn gilt: BRD = DR und BRD = OMF dann gilt auch DR = OMF (Identität). Dann wäre der
Maulkorb  der  Hund.  Der  Unsinn ist  offenkundig.  Meinen die  Herren „Verfassungs“richter,  wir
Deutschen  hätten  das  Denken  schon  verlernt  und  sie  könnten  uns  ungerügt  diesen  Unsinn
auftischen? Sie sollten wissen,  daß es  sich hier  nicht  um Gedankenspiele  handelt,  sondern  um
Landesverrat und Völkermord.

Die These des Bundes“verfassungs“gerichts von der Identität der Bundesrepublik Deutschland mit
dem Deutschen Reich ist nichts anderes als eine Scherzerklärung mit todtraurigem Hintergrund. 

Ein weiteres Indiz für die Täuschungsabsichten der höchsten Funktionsträger der OMF-BRD ergibt
sich aus einem Vergleich des alten mit dem neuen  Artikel 23 GG.

Carlo Schmid hatte gefordert, eine Bestimmung in  das Grundgesetz zu schreiben, „auf Grund derer
jeder Teil deutschen Staatsgebietes, der die Aufnahme wünscht, auch aufgenommen werden muß.“
Der  Parlamentarische  Rat  ist  dieser  Forderung  mit  der  Beitrittsklausel  in  Artikel  23
nachgekommen. 

In der alten Fassung lautete er seit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes bis zu seiner Aufhebung
durch das Einigungsvertragsgesetz vom 23.09.1990 (BGBl II 885) wie folgt: 

"Dieses Grundgesetz  gilt  zunächst  im Gebiet  der Länder  Baden,  Bayern,
Bremen,  Groß-Berlin,  Hamburg,  Hessen,  Niedersachsen,  
Nordrhein-Westfalen,  Rheinland-Pfalz,  Schleswig-Holstein,  
Württemberg-Baden  und  Württemberg-Hohenzollern.  In  anderen  Teilen
Deutschlands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen." 

Den westlichen Siegermächten kam das gelegen. Konnte doch auf diese Weise zu gegebener Zeit
und  bei  günstiger  Gelegenheit  die  Einverleibung  der  sowjetischen  Besatzungszone  in  ihren
Machtbereich als „innerdeutsche Angelegenheit“ dargestellt und eine Intervention der Sowjetunion
bzw. des Warschauer Paktes als Aggression verurteilt und eventuell mit militärischen Maßnahmen
der Nato abgewehrt werden. 

Diese Beitrittsklausel war aber  nach dem Zusammenbruch des Ostblocks den fremden Herren ein
Dorn im Auge. Die „Väter des Grundgesetzes“ hatten nachweislich  als „Teile Deutschlands“ auch
die  geraubten  deutschen  Ostgebiete  im  Sinn  gehabt,  sicherlich  auch  die  Ostmark  (heute
Bundesrepublik Österreich).  

Im Jahre 1990 war in erster Linie Polen – als Keil zwischen dem Deutschen Reich  und Rußland der
neue wichtige Verbündete der USA -    durch die Beitrittsklausel bedroht. Diese mußte also im Zuge
der „Wiedervereinigung“ – die keine war – verschwinden. Zu diesem Zweck wurde 1990 in die
Präambel des Grundgesetzes die Lüge eingeschrieben, daß „die Deutschen in den Ländern  …. (es
werden  die  von  der  OMF-BRD  seit  1990  herrschten  16  Bundesländer  aufgezählt)  in  freier
Selbstbestimmung die  Einheit  und Freiheit  Deutschlands  vollendet“  hätten.  Artikel  23  GG a.F.
wurde aufgehoben. 

Um aber die Spuren des ursprünglichen Einigungsgedankens zu tilgen, wurde nicht – wie sonst
üblich – die Artikelnummer im Gesetz stehen gelassen mit dem Hinweis „aufgehoben durch…“.
Nein  es  wurde  eine  gänzlich  andere  Bestimmung  mit  dieser  Artikelnummer  versehen
(Überblendung).. Der neue Artikel 23 betrifft die Verwirklichung der Europäischen Union 

Dieses  Verfahren  der  „Überblendung“  einer  Bestimmung  durch  eine  andere  ist  in  der
Gesetzestechnik absolut unzulässig. Die Geschichte jeder einzelnen Norm muß eindeutig abbildbar
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bleiben. Das gilt in besonderem Maße für die Bestimmungen des Grundgesetzes. Jede Norm ist
Gegenstand vielfältiger Bezugnahme in anderen Gesetzen, der kontroversen Kommentierung und
rechtstheoretischer  Erörterungen.  Zahlreiche Gerichtsentscheidungen beziehen sich darauf.  Nach
Überblendung aber führt jegliche Referenzierung notwendig zu Unverständnis – oder schlimmer
noch: zu Irrtümern. 

Den Verfälschern des Grundgesetzes ist auch prompt das Mißgeschick widerfahren, daß sie einen
im Grundgesetz selbst enthaltenen wichtigen Verweis auf Art. 23 übersehen haben. In Art. 144 Abs.
2 GG heißt es nämlich auch noch nach der Aufhebung des ursprünglichen  Art. 23 GG: 

„Soweit  die  Anwendung dieses  Grundgesetzes in  einem der  in  Artikel  23
aufgeführten Länder oder in einem Teil eines dieser Länder Beschränkungen
unterliegt, hat das Land oder der Teil des Landes das Recht, gemäß Artikel
38  Vertreter  in  den  Bundestag  und  gemäß  Artikel  50  Vertreter  in  den
Bundesrat zu entsenden.“

Diese  „Entsendeklausel“  hätte nach der Logik, die der Streichung der „Beitrittsklausel“ des Art. 23
GG zugrunde liegt,  auch gestrichen werden müssen.  Nicht  auszudenken,  was passiert,  wenn in
naher Zukunft Schlesien, Ost- und Westpreußen sowie Königsberg unter Berufung auf Art. 144 Abs.
2 GG Vertreter in den Bundestag und Bundesrat entsenden! 

Die  hier  aufgezeigte  Häufung  der  bewußten  Unwahrheiten  und  Ungereimtheiten  in
„Gesetzen“,  „höchstrichterlichen  Entscheidungen“  und  regierungsamtlichen  Verlautbarungen
läßt  nur den einen Schluß zu,  daß durch abgestimmtes  Verhalten der  daran Beteiligten  die
tatsächlich  bestehende  Fremdherrschaft  über  das  Deutsche  Volk   der  Wahrnehmung
entzogen werden soll. Gewöhnlich  nennt man das eine „Verschwörung“.

Ob sie sich dabei auch künftig noch auf die im Dienste der BRD-Justiz tätigen Juristen Deutscher
Volkszugehörigkeit  werden  verlassen  können,  ist  zweifelhaft.  Denen  werden  jetzt  nämlich  die
Fälschungen öffentlich vorgezählt. Man würde sogleich ihre schmutzigen Hände sehen.

Kleinmachnow am 31. August 2005

[7]  Kimminich, Otto, Einführung in das Völkerrecht, Uni-Taschenbücher Nr. 469, Verlag 
K.G. Saur, München 1987, S. 134 f. 

[8]  Hegel Werke (Suhrkamp-Ausgabe), Band 4 S. 222
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